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Verordnung der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, 
mit der Sektoren festgelegt werden, in denen einzeln aufgezeichnete Risiko-
bewertungen nicht erforderlich sind (Risikobewertungsausnahmeverordnung 
– RAV) 
 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) bedankt sich für die Übermittlung des im Betreff genannten 

Entwurfs und die Möglichkeit, dazu Stellung nehmen zu können. Die Bundesarbeitskammer 

hält Maßnahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusbekämpfung für notwen-

dig und wichtig und begrüßt daher auch die in den § 365m bis 365z Gewerbeordnung (GewO)  

Implementierten Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-

rung. Die mit der oben angeführten Verordnung festgelegten Ausnahmen für einzelne Sekto-

ren sieht die Bundesarbeitskammer allerdings kritisch. Im Geldwäsche Jahresbericht 2016 

des Bundeskriminalamtes wird angeführt, dass im Jahr 2016 bei der Geldwäschemeldestelle 

insgesamt 2150 Verdachtsmeldungen eingegangen sind. Die überwiegende Anzahl der Mel-

dungen, nämlich insgesamt 2002, kam von Banken. Auf die übrigen meldepflichtigen Sektoren 

entfielen somit insgesamt lediglich 148 Meldungen. Das zeigt deutlich, dass es wichtig ist, alle 

Gewerbetreibenden für die Notwendigkeit von Maßnahmen zur Geldwäsche und Terrorismus-

finanzierung zu sensibilisieren. Die in der Risikobewertungsverordnung (RAV) im § 1 Abs 1 in 

Verbindung mit § 1 Abs 2 angeführten Ausnahmen, für bestimmte Sektoren von der Verpflich-

tung zur Aufzeichnung von Risikobewertungen gemäß § 365n1 Abs 2 erster Satz wird daher 

abgelehnt. Die Bundesarbeitskammer hält es grundsätzlich für sinnvoll, dass alle im § 365  

Abs 1 angeführten Gewerbetreibende entsprechende Aufzeichnungen von Risikobewertun-

gen führen, zumal diese Aufzeichnungen auch nicht mit unverhältnismäßigem Verwaltungs-

aufwand für die Betroffenen verbunden sind, da im § 365n1 Abs 1 GewO angeführt wird, dass 



Seite 2  

die Risikobewertungen in einem angemessenen Verhältnis zu Art und Größe des Unterneh-

mens zu stehen haben.     
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